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Vorlage Nr. 101.18.1847 

 

 

Rücknahme der Erhöhung der Aufwandsentschädigungen für Ehrenamtliche in 

der Kasseler Stadtpolitik 

 

 

Antrag 

 

zur Überweisung in den Ausschuss für Finanzen, Wirtschaft und Grundsatzfragen 

 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

Der Magistrat wird vor dem Hintergrund der wirtschaftlichen Einschnitte im Zuge 

der CO-VID19-Maßnahmen beauftragt, die am 01.01.2020 vollzogenen 

Erhöhungen der Aufwandsentschädigungen für Ehrenamtliche in der Kasseler 

Stadtpolitik, entsprechend der nachfolgenden Auflistung mit Wirkung zum 

01.01.2021 anzupassen und das Stadtrechtsverfahren für diese Änderung 

einzuleiten. Im Einzelnen beschließt die Stadtverordnetenversammlung folgende 

Punkte: 

 

 Stadtverordnete erhalten künftig einen monatlichen Grundbetrag von 350 

Euro statt 475 Euro 

 Der Stadtverordnetenvorsteher erhält künftig monatlich 650 Euro statt 875 

Euro 

 Stellvertretende Stadtverordnetenvorsteher erhalten künftig 450 Euro 

monatlich statt 575 Euro 

 Vorsitzende der Ausschüsse erhalten künftig 450 Euro monatlich statt 575 

Euro 

 Fraktionsvorsitzende erhalten künftig 550 Euro monatlich statt 775 Euro 

 Ehrenamtliche Stadträte erhalten künftig 450 Euro monatlich statt 625 Euro 

 

Die Erhöhung der Fahrkostenzuschüsse werden von monatlich 75 Euro auf 50 Euro 

zurückgeführt. 

 

 

Begründung: 

 



 

Antrag AfD-Fraktion Vorlage-Nr. 101.18.1847 

2 von 2 Die wirtschaftlichen Einschnitte die sich aufgrund der COVID19-Maßnahmen für 

einen nennenswerten Anteil der Bundesbürger und dementsprechend auch der 

Bürger der Stadt Kassel ergeben, zwingen viele Haushalte und Familien zu 

empfindlichen finanziellen Einschränkungen. So ist z.B. das preisbereinigte 

Bruttoinlandsprodukt der BRD im 2. Quartal 2020 im Vergleich zum 

Vorjahresquartal um 11,3% gesunken. Die Veränderung der Erwerbstätigen im 

Inland um 1,3% gesunken. Zum Vergleich sei hier der letztmalige Einbruch im Zuge 

der Wirtschaftskrise 2009/2010 genannt, bei dem das statistische Bundesamt 

lediglich einen Rückgang von 0,4% der Erwerbstätigen im Inland verzeichnet hat. 

Im Vergleich dazu sind jedoch die Verbraucherpreise um 6,1% seit 2015 gestiegen. 

 

Vor diesem Hintergrund halten wir die Erhöhungen um durchschnittlich 35%, die 

zum 01.01.2020 umgesetzt wurden, für untragbar. Sie sind ein falsches Signal an 

die Stadtbevölkerung und sind unserer Ansicht nach dazu geeignet, das Ansehen 

der Kommunalpolitik zu beschädigen. Wir plädieren dafür, dass die Bürgervertreter 

an den finanziellen Einschnitten partizipieren und vor diesem Hintergrund die 

Aufwandsentschädigungen auf den Stand des 31.12.2019 zurückführen. 

 

Quellen: 

 

 https://www.destatis.de/DE/Themen/Querschnitt/Corona/Wirtschaft/kont

extinformationen-

wirtschaft.html;jsessionid=A1E04ADEC2D37192FAE2D49A5CCFD3D3.inte

rnet8742#BIP 

 

(Zugriff am 09.09.2020, 20:06 Uhr) 

 

 https://www.hna.de/kassel/mehr-geld-lokalpolitiker-kassel-

12445927.html 

 

(Zugriff am 09.09.2020, 20:06 Uhr) 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordneter Richard F. Klock 

 

gez. Michael Werl 

Fraktionsvorsitzender 


